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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die im Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Libanon vorgesehenen 
Schutzmaßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorsdilag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 18. Dezember 1972 wurde in Brüssel ein Ab- 
kommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und Libanon unterzeichnet. 

Die Verfahren, die bei der Durchführung der im 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vorgesehenen Schutzklauseln zu befol- 
gen sind, sind im Vertrag selbst festgelegt. 

Dagegen müssen die Einzelheiten festgelegt wer- 
den, nach denen die in Artikel 12 des Abkommens 
vorgesehene Schutzklausel anzuwenden ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Kommission kann auf Antrag eines Mitglied- 
staats oder von sich aus beschließen, auf Er- 
zeugnisse mit Ursprung in Libanon die Schutz- 
maßnahmen anzuwenden, die sich die Gemein- 
schaft in Artikel 12 des Abkommens zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Libanon - nachstehend „Abkommen" genannt - 
Vorbehalten hat. Und zwar können insbesondere 
die dem Libanon von der Gemeinschaft gewähr- 
ten zollmäßigen und sonstigen Zugeständnisse 


vorübergehend ganz oder teilweise zurückgezo- 
gen werden. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitgliedstaa- 
ten mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwen- 
den. Wurde die Kommisison mit einem Antrag 
eines Mitgliedstaats befaßt, so entscheidet sie 
darüber binnen drei Arbeitstagen nach Eingang 
des Antrags. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kommis- 
sion getroffene Maßnahme binnen einer Frist 
von zehn Arbeitstagen nach ihrer Mitteilung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusam- 
men. Er kann die betreffende Maßnahme mit 
qualifizierter Mehrheit ändern oder aufheben. 


Artikel 2 

1. Unbeschadet der Anwendung des Artikels 1 kann 
die Kommisison einen Mitgliedstaat ermächtigen, 
zur Beseitigung der in Artikel 12 des Abkommens 
genannten Störungen oder Schwierigkeiten 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

Diese Maßnahmen sowie die Enscheidung der 
Kommission werden allen Mitgliedstaaten noti- 
fiziert. 

2. In dringenden Fällen können der oder die be- 
treffenden Mitgliedstaaten mengenmäßige Ein- 
fuhrbeschränkungen einführen. Sie teilen diese 
Maßnahmen unverzüglich der Kommission und 
den anderen Mitgliedstaaten mit. 

Die Kommission entscheidet im Wege eines 
Dringlichkeitsverfahrens und binnen einer Frist 
von höchstens fünf Arbeitstagen nach der in 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. März 1973 - 1/4 (IV/1 ) - 680 70 - E - Schu 6/73: 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 21. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozial aus Schusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Unterabsatz 1 vorgesehenen Notifizierung, ob 
die Maßnahmen aufrechtzuerhalten, zu ändern 
oder aufzuheben sind. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen Mit- 
gliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich 
durchzuführen. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens 
zehn Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusam- 
men. Er kann die Entscheidung der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit ändern oder aufhe- 
ben. 

Die Entscheidung der Kommission ist ausgesetzt, 
wenn der Mitgliedstaat, der Maßnahmen gemäß 
Absatz 2 getroffen hat, den Rat damit befaßt. 
Diese Aussetzung endet am dreißigsten Tag, nach 
dem der Rat befaßt worden ist, wenn dieser die 
Entscheidung der Kommission inzwischen nicht 
geändert oder aufgehoben hat. 

4. Bei der Anwendung dieses Artikels sind vorzugs- 
weise Maßnahmen zu wählen, die das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes so wenig wie 
möglich stören. 

Artikel 3 

1. Bevor die Kommission gemäß Artikel 1 Absatz 1 
die Anwendung von Schutzmaßnahmen beschließt 
oder einen Mitgliedstaat ermächtigt, solche Maß- 
nahmen zu ergreifen, oder sich zu den von dem 
oder den betreffenden Mitgliedstaaten ergriffe- 
nen Maßnahmen gemäß Artikel 2 Absätze 1 
und 2 äußert, nimmt sie Konsultationen vor. 

2. Diese Konsultationen finden im Rahmen eines 
beratenden Ausschusses statt, der sich aus Ver- 
tretern der einzelnen Mitgliedstaaten zusammen- 
setzt und in dem ein Vertreter der Kommission 
den Vorsitz führt. 


3. Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden ein- 
berufen. Dieser teilt den Mitgliedstaaten so bald 
wie möglich alle zweckdienlichen Angaben mit. 


Artikel 4 

Die Artikel 1 und 2 beeinträchtigen nicht die An- 
wendung der im Vertrag, insbesondere in den Arti- 
keln 108 und 109, vorgesehenen Schutzklauseln nach 
den im Vertrag festgelegten Verfahren. 


Artikel 5 

Diese Verordnung steht der vollständigen Anwen- 
gung der Verordnung über die gemeinsame Organi- 
sation der Agrarmärkte nicht entgegen. 

Artikel 2 gilt nicht für die unter diese Verordnun- 
gen fallenden Erzeugnisse. 


Artikel 6 

Die in Artikel 12 Absatz 2 des Abkommens vorge- 
sehene Mitteilung der Gemeinschaft an den Ge- 
mischten Ausschuß wird von der Kommisison vor- 
genommen. 


Artikel 7 

Die Bestimmungen des Artikels 2 Absätze 2 und 3 
gelten bis zum 31. Dezember 1974. 

Bis zu diesem Zeitpunkt beschließt der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
über die vorzunehmenden Anpassungen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die im Abkommen zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Zypern vorgesehenen Schutzmaßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 19. Dezember 1972 wurde in Brüssel ein Ab- 
kommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Zypern unterzeichnet. 

Die Verfahren, die bei der Durchführung der im 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vorgesehenen Schutzklauseln zu be- 
folgen sind, sind im Vertrag selbst festgelegt. 

Dagegen müssen die Einzelheiten festgelegt wer- 
den, nach denen die in Artikel 10 des Abkommens 
vorgesehene Schutzklausel anzuwenden ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Kommission kann auf Antrag eines Mitglied- 
staats oder von sich aus beschließen, auf Erzeug- 
nisse mit Ursprung in Zypern die Schutzmaßnah- 
men anzuwenden, die sich die Gemeinschaft in 
Artikel 10 des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und Zypern - nachstehend 
„Abkommen" genannt - Vorbehalten hat. Und 
zwar können insbesondere die Zypern von der 
Gemeinschaft gewährten zollmäßigen und sonsti- 
gen Zugeständnisse vorübergehend ganz oder 
teilweise zurückgezogen werden. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitgliedstaa- 
ten mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. 
Wurde die Kommission mit einem Antrag eines 
Mitgliedstaats befaßt, so entscheidet sie darüber 
binnen drei Arbeitstagen nach Eingang des An- 
trags. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann die von der Kommis- 
sion getroffene Maßnahme binnen einer Frist 
von zehn Arbeitstagen nach ihrer Mitteilung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusam- 
men. Er kann die betreffende Maßnahme mit 
qualifizierter Mehrheit ändern oder aufheben. 


Artikel 2 

1. Unbeschadet der Anwendung des Artikels 1 
kann die Kommission einen Mitgliedstaat er- 
mächtigen, zur Beseitigung der in Artikel 10 des 
Abkommens genannten Störungen oder Schwie- 
rigkeiten Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

Diese Maßnahmen sowie die Entscheidung der 
Kommission werden allen Mitgliedstaaten notifi- 
ziert. 

2. In dringenden Fällen können der oder die be- 
treffenden Mitgliedstaaten mengenmäßige Ein- 
fuhrbeschränkungen einführen. Sie teilen diese 
Maßnahmen unverzüglich der Kommisison und 
den anderen Mitgliedstaaten mit. 

Die Kommission entscheidet im Wege eines 
Dringlichkeitsverfahrens und binnen einer Frist 
von höchstens fünf Arbeitstagen nach der in Un- 
terabsatz 1 vorgesehenen Notifizierung, ob die 
Maßnahmen aufrechtzuerhalten, zu ändern oder 
aufzuheben sind. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen 
Mitgliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich 
durchzuführen. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens 
zehn Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusam- 
men. Er kann die Entscheidung der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit ändern oder aufhe- 
ben. 

Die Entscheidung der Kommission ist ausgesetzt, 
wenn der Mitgliedstaat, der Maßnahmen gemäß 
Absatz 2 getroffen hat, den Rat damit befaßt. 
Diese Aussetzung endet am dreißigsten Tag, nach 
dem der Rat befaßt worden ist, wenn dieser die 
Entscheidung der Kommission inzwischen nicht 
geändert oder aufgehoben hat. 

4. Bei der Anwendung dieses Artikels sind vorzugs- 
weise Maßnahmen zu wählen, die das Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes so wenig wie 
möglich stören. 

Artikel 3 

1. Bevor die Kommission gemäß Artikel 1 Absatz 1 
die Anwendung von Schutzmaßnahmen beschließt 
oder einen Mitgliedstaat ermächtigt, solche Maß- 
nahmen zu ergreifen, oder sich zu den von dem 
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oder den betreffenden Mitgliedstaaten ergriffe- 
nen Maßnahmen gemäß Artikel 2 Absätze 1 und 
2 äußert, nimmt sie Konsultationen vor. 

2. Diese Konsultationen finden im Rahmen eines 
beratenden Ausschusses statt, der sich aus Ver- 
tretern der einzelnen Mitgliedstaaten zusammen- 
setzt und in dem ein Vertreter der Kommission 
den Vorsitz führt. 

3. Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden 
einberufen. Dieser teilt den Mitgliedstaaten so 
bald wie möglich alle zweckdienlichen Angaben 
mit. 


Artikel 4 

Die Artikel 1 und 2 beeinträchtigen nicht die An- 
wendung der im Vertrag, insbesondere in den Arti- 
keln 108 und 109, vorgesehenen Schutzklauseln nach 
den im Vertrag festgelegten Verfahren. 

Artikel 5 

Diese Verordnung steht der vollständigen Anwen- 
dung der Verordnungen über die gemeinsame Orga- 
nisation der Agrarmärkte nicht entgegen. Artikel 2 
gilt nicht für die unter diese Verordnungen fallen- 
den Erzeugnisse. 


Artikel 6 

Die in Artikel 10 Absatz 2 des Abkommens vorgese- 
hene Mitteilung der Gemeinschaft an den Assozia- 
tionsausschuß wird von der Kommisison vorgenom- 
men. 


Artikel 7 

Die Bestimmungen des Artikels 2 Absätze 2 und 3 
gelten bis zum 31. Dezember 1974. 

Bis zu diesem Zeitpunkt beschließt der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
über die vorzunehmenden Anpassungen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


5 



